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§ 11a StbG

StbG - Staatsburgerschaftsgesetz 1985

@ Bericksichtigter Stand der Gesetzgebung: 01.01.2023

1. (1)Einem Fremden ist nach einem rechtmaRigen und ununterbrochenen Aufenthalt von mindestens sechs Jahren
im Bundesgebiet und unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8, Abs. 2 und 3 die Staatsbuirgerschaft zu
verleihen, wenn

1. 1.sein Ehegatte Staatsburger ist und bei finfjahriger aufrechter Ehe im gemeinsamen Haushalt mit ihm lebt;

2. 2.die eheliche Lebensgemeinschaft der Ehegatten nicht aufgehoben ist und

3. 3.er nicht infolge der Entziehung der Staatsburgerschaft nach88 32 oder 33 Fremder ist.

2. (2)Abs. 1 gilt auch fur Fremde ohne Aufenthalt im Bundesgebiet, wenn

1. 1.sein Ehegatte Staatsburger ist, der in einem Dienstverhaltnis zu einer inlandischen Gebietskdrperschaft
steht und dessen Dienstort im Ausland liegt,

2. 2.sein Ehegatte Staatsburger ist, der in einem Dienstverhaltnis zu einer inlandischen Kérperschaft
offentlichen Rechts steht und dessen Dienstort im Ausland liegt, soweit die Tatigkeit dieser Kérperschaft im
Ausland im Interesse der Republik liegt, oder

3. 3.der Ehegatte die Staatsburgerschaft durch Verleihung gemafR & 10 Abs. 4 Z 2 oder durch Erklarung gemaf}
§ 58c erworben hat und der Fremde seinen Hauptwohnsitz vor dem 9. Mai 1945 im Bundesgebiet hatte und
sich damals gemeinsam mit seinem spateren Ehegatten ins Ausland begeben hat. § 10 Abs. 3 gilt diesfalls
nicht.

3. (3)Einem Fremden darf die Staatsburgerschaft gemal Abs. 1 oder 2 nicht verliehen werden, wenn er

1. 1.mit dem Ehegatten das zweite Mal verheiratet ist und

2. 2.diesem Ehegatten die Staatsburgerschaft nach Scheidung der ersten gemeinsamen Ehe auf Grund der
Heirat mit einem Staatsburger verliehen wurde.

4. (4)Einem Fremden ist nach einem rechtmaRigen und ununterbrochenen Aufenthalt von mindestens sechs Jahren
im Bundesgebiet und unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8, Abs. 2 und 3 die Staatsburgerschaft zu
verleihen, wenn(Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 7 Z 2,BGBI. | Nr. 56/2018)

1. 2.er im Besitz der Staatsangehd0rigkeit eines Vertragsstaates des Abkommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen), BGBI. Nr. 909/1993, ist;

2. 3.erim Bundesgebiet geboren wurde oder

3. 4.die Verleihung auf Grund der vom Fremden bereits erbrachten und zu erwartenden auRerordentlichen
Leistungen auf wissenschaftlichem, wirtschaftlichem, kiinstlerischem oder sportlichem Gebiet im Interesse
der Republik liegt.

5. (5)Eine Person, die an Bord eines die Seeflagge der Republik Osterreich fiihrenden Schiffes oder eines
Luftfahrzeuges mit 6sterreichischer Staatszugehorigkeit geboren wurde, gilt bei der Anwendung des Abs. 47 3 als
im Bundesgebiet geboren.

6. (6)Einem Fremden ist nach einem rechtmalfiigen und ununterbrochenen Aufenthalt von mindestens sechs Jahren
im Bundesgebiet unter den Voraussetzungen des 8 10 Abs. 1 Z 2 bis 8, Abs. 2 und 3 die Staatsburgerschaft zu
verleihen, wenn


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/32
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/58c
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2018/56
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1993_909_0/1993_909_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10

1. 1.er, abweichend von 8§ 10a Abs. 1 Z 1, einen Nachweis tUber Deutschkenntnisse gemaR dem B2-Niveau des
Gemeinsamen Europaischen Referenzrahmens fur Sprachen (GERS) erbringt, oder
2. 2.er einen Nachweis gemafR § 10a Abs. 1 Z 1 erbringt und seine nachhaltige persénliche Integration
nachweist, insbesondere durch
1. a)ein mindestens dreijahriges freiwilliges, ehrenamtliches Engagement in einer gemeinnutzigen
Organisation, die den Vorgaben des 8 35 Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 195/1961,
entspricht, oder
2. b)eine mindestens dreijahrige Ausibung eines Berufes im Bildungs-, Sozial- oder Gesundheitsbereich,
sofern das daraus erzielte Einkommen durchgangig die monatliche Geringflgigkeitsgrenze gemal § 5
Abs. 2 ASVG erreicht hat, oder
3. c)die Bekleidung einer Funktion in einem Interessenverband oder einer Interessenvertretung far
mindestens drei Jahre hindurch.
Die Tatigkeit des Fremden, mit der die nachhaltige persdnliche Integration nachgewiesen werden soll, muss
dem Allgemeinwohl in besonderer Weise dienen und einen integrationsrelevanten Mehrwert fir seine
Integration in Osterreich darstellen. Dies ist vom Fremden und der jeweiligen Institution jeweils im Rahmen
einer schriftlichen Stellungnahme ausfuhrlich zu begriinden.

7. (7)Einem Fremden ist nach einem rechtmaligen und ununterbrochenen Aufenthalt von mindestens zehn Jahren
im Bundesgebiet und unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 bis 8, Abs. 2 und 3 die Staatsburgerschaft zu
verleihen, wenn ihm der Status als Asylberechtigter zukommt, sofern das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
auf Anfrage mitteilt, dass weder ein Verfahren nach & 7 AsylG 2005 eingeleitet wurde noch die Voraussetzungen

fr die Einleitung eines solchen Verfahrens vorliegen.

In Kraft seit 01.09.2018 bis 31.12.9999

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.
www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10a
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10a
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/35
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_195_0/1961_195_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/asvg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/stbg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/7
file:///

	§ 11a StbG
	StbG - Staatsbürgerschaftsgesetz 1985


